
Was wir hier bisher erreicht haben, ist soziale Unerträglich­
keit. Die Währungsunion hat nicht das gebracht, was uns immer 
vorgegaukelt worden ist. Das heißt, wir brauchen noch Zeit bis 
zum Dezember, um Bedingungen in diesem Einigungsvertrag 
auszuhandeln. Denn die Bundesregierung ist von einer Arro­
ganz, die unerhört ist. Wenn der Herr Graf etwa sagt, daß das 
Recht auf Arbeit als Staatsziel einfach lächerlich sei, dann könne 
man auch als Staatsziel angeben für hohe kirchliche Feiertage 
Sonnenschein, dann zeigt das, mit welcher Arroganz dieser 
Mann dieses Land behandelt.

(Beifall bei der Opposition)

Und wenn der Finanzminister in der Bundesrepublik sagt, die 
Regierung der DDR bestehe vorrangig aus unfähigen Frauen 
und Männern, das heißt ja in Klammern, eigentlich könne man 
sie nur davonjagen, dann zeigt das, mit welcher Arroganz wir be­
handelt werden. Und glauben Sie etwa, wenn gewählt wird, daß 
die Regierung in diesem Land und die fünf Länder dann anders 
behandelt werden?! Wir werden die Armenkolonie bleiben, und 
wir werden weiter die Arroganz erfahren, die uns bisher entge­
gengeschlagen ist.

Ich denke, wir sollten weiter hart verhandeln, damit sich die 
Konditionen verbessern.

Es ist unbestritten, daß wir in diesem Jahr zu einer Lösung 
kommen müssen - auch aus außenpolitischen Gründen, nicht 
nur aus innenpolitischen Gründen. Aber auf diesem Weg zu die­
ser Lösung bedarf es eben einer handlungsfähigen Regierung, 
und was wir im Augenblick erlebt haben, war das Schattenboxen 
zweier, die sich in Zukunft in Bonn oder Berlin bestimmte Sitze 
sichern wollten und nicht die Wahrnehmung der Verantwortung 
für die Bevölkerung, die sie einmal gewählt hat.

(Beifall, vor allem bei der PDS und Bündnis 90/Grüne)

Sie sind bereits auf der Flucht nach Bonn und lassen die Bevölke­
rung in Magdeburg und in Dresden und in Berlin zurück. Die 
Städte wissen nicht, woher sie das Geld nehmen sollen.

(Zurufe von der CDU/DA)

Die Städte wissen nicht, woher sie das Geld nehmen sollen, weil 
bestimmte Dinge nicht ausgehandelt worden sind, etwa daß die 
Eigentumsfrage noch immer nicht geklärt ist und daß von daher 
die Investoren nicht kommen können, und wenn Sie, meine Da­
men oder Herren, zu mir sagen, ich sei ein Quatschkopf, dann 
kann ich Ihnen nur darauf antworten: Die politische Situation, in 
der wir uns heute befinden, haben wir Ihnen vor Monaten be­
reits gesagt. Damals haben Sie gesagt: Angstmacher. Heute sa­
gen Sie: Quatschkopf. Was werden Sie morgen sagen?

(Beifall bei der PDS, Bündnis 90/Grüne und der SPD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Als letzter spricht von der Fraktion der Liberalen der Abgeord­
nete Kney.

Dr. Kney für die Fraktion Die Liberalen:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren 'Die 
DDR ist in den Strom der Marktwirtschaft gesprungen und stellt 
nun fest, sie kann kaum schwimmen, obwohl sie es heftig will. 
Das geht uns politisch hier im Parlament so, auch in den neuge­
wählten Kommunen. Das ist wirtschaftlich der Fall, und sozial, 
glaube ich, brauchten wir wohl die kräftigsten Schwimmringe, 
um überhaupt über Wasser zu bleiben. Angesichts der Fakten, 
die Frau Minister Hildebrandt besonders auf diesem Gebiet ge­
sagt hat, überschreitet die Diskussion zu dem jetzt noch verhan­
delnden Tagesordnungspunkt wieder die Schmerzgrenze bei 
den Menschen hierzulande in Sachsen, Thüringen, in Sachsen- 
Anhalt, in Brandenburg und Mecklenburg/Vorpommern. Was 
wir hier veranstalten, ist ein trauriger Tanz auf einem Vulkan. 
Die Frage müssen wir uns, meine Damen und Herren, alle stellen

in allen Fraktionen: Machen wir denn noch Politik für die Men­
schen, oder geht sie längst an den Interessen, an den Sehnsüch­
ten, an den Wünschen unserer Menschen vorbei?

Bei den alten Preußen galt folgender Satz: Wem Gott ein Amt 
gibt, dem gibt er auch Verstand. -

(Heiterkeit)

Ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren, daß hier im Hause 
einige darauf blind vertraut haben.

(Heiterkeit - Beifall)

Worum geht es zum Thema in der heutigen Sondersitzung? 
Die Mehrheit der Fraktionen hier im Parlament und der Abge­
ordneten wollen den Beitritt nach Artikel 23 zum Geltungsbe­
reich des Grundgesetzes der Bundesrepublik. Einen solchen An­
trag hat Bündnis 90/Grüne, wenn ich mich recht erinnere, Herr 
Weiß eingebracht. Die DSU hat einen solchen Antrag einge­
bracht. Die liberale Fraktion hat sich dahingehend geäußert, 
und, meine Damen und Herren, die Menschen in unserem Lande 
wollen es mehrheitlich auch.

(Beifall bei der CDU/DA und der DSU)

Und nun haben wir doch die verdammte Pflicht und Schuldig­
keit, dies hier in diesem Parlament zustande zu bringen. Denn 
nur über den Beitritt kann die Volkskammer beschließen, und es 
sollte von der heutigen Volkskammersitzung aus ein klares Zei­
chen gesetzt werden, daß wir das wollen und nach wie vor wol­
len.

(Beifall bei den Liberalen, der CDU/DA und der DSU)

Wir wollen beitreten, und wir wollen die Chance, die uns damit 
aufgetan ist, auch hier nicht zerreden und verspielen. Wir sollten 
alle als gewählte Abgeordnete dieses Parlaments nicht verges­
sen, was uns die Wähler am 18. März in Verwirklichung der Frei­
heitsrevolution am 9. November aufgetragen haben. Und wenn 
ich micht recht erinnere, war das die Herbeiführung der deut­
schen Einheit - und das so schnell wie möglich.

(Beifall)

Das ist der Wählerauftrag, an diesen fühle ich mich nach wie vor 
gebunden.

Über den Wahltermin - darüber sind wir uns auch einig - wird 
im Bundestag entschieden.

(Zuruf: Das ist nicht wahr!)

Das ist die Realität. Deshalb sollte die CDU-Fraktion ihren An­
trag präzisieren und sich klar zum Beitritt äußern, und der kann 
nach unserer Auffassung sehr gut der 14. Oktober 1990 sein.

Was uns in unserer Fraktion wundert, ist in dem Zusammen­
hang der Sinneswandel unseres Ministerpräsidenten. Und ich 
kann mich noch sehr gut an seine Argumentation erinnern, als er 
zu uns gesprochen hat in der gemeinsamen Tagung der SPD- 
Fraktion und der Liberalen. Und da muß ich Ihnen den Vorwurf 
machen, Herr Ministerpräsident, dort waren Ihre Argumente 
noch sehr weit entfernt von denen, die Sie soeben hier gebracht 
haben.

(Beifall bei der SPD, Bündnis 90/Grüne, PDS, 
DBD/DFD und Die Liberalen)

Und es ging uns damals, und es geht uns heute als Liberale 
nicht um Wahltaktik. Wir haben davon, nebenbei bemerkt, über­
haupt nichts.

(Unruhe im Saal)

Es bringt uns keinen einzigen Sitz mehr ein. Wir haben damals 
gesagt, und wir betonen es heute: Uns geht es um Rechtsstaat­
lichkeit und um Klarheit in dieser Hinsicht gegenüber den Bür-
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